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Ein n<xh in Stellung befindlicher 45jähriger verheirateter

Geschäftsführer
einer Ortskrankenkasse im Gebirge sacht anderweit

Lebensstellung als Geschäftsführer, Kassierer oder dergl.

bei Orts-, Betriebskrar.kenkasse oder sonstigem Betriebe

in kleinem Orte in der Umgegend Dresdens. Bewerber

ist mit Kassenführung, Invalidenversicherung und RVO.

vertraut und erbittet ausführliche Offerten unter H. A. G.

an die Expedition dieser Zeitschrift

„Dnnziäers Wäsche-Klinik"
Berlin NO 18, Waßmannstraße 19

linflie Hemm- und Damen-Leibwäsdie wird aosgebesett
Spez.: Oberhemden-Reparatur ? Kragen enger machen

Damen-Leibwäsche wird neu mit Spitzen besetzt.

Bote holt und bringt Wäsche ins Haus.

Volle Garantie für die Wäsche wird übernommen.

Kollegen and Kolleginnen erhalten 10 Prorent.

Im Februar d. J. erschien und ist durch

den unterzeichneten Verlag zu beziehen:

ArzneiuerordnunssbuGh
für die Krankenkassen Berlins und derOororte pro 1919

Preis pro Exemplar 3,25 Mk. Inkl. Porto.

Wir empfehlen jeder Krankenkasse,
sich ein solches Buch zu beschaffen.

Icrlog der Zentralkommission der Krankenkassen Berlins

and der Vororte, Berlin C 25, Alexanderstrafie 39-40.
nimm iil

Allgemeine Ruhegehaltsversicherung
Deutscher Krankenkassen ? sitz Weimar

Rechtsfähiger Verein nach $ 22 BGB.

Unter der Aufsicht des Staatsministeriums in'Weimar.

Zweck: Sicherung von Ruhegehalt, Witwen- und Waisenversor-

- gung, Heilverfahren für Angestellte im Dienste deutscher

Krankenkassen.

Rückversicherung der Angestellten auf unbeschränkte Zeit,
wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1919 gestellt wird.

Welterverslmerung nicht mehr im Kasseudienste tätiger
Angestellter.

Beitrittsberechtigt sind alle im § 225 Absatz I RVO. bezeichneten

Krankenkassen und alle in den §§ 406 u.414 RVO. genanntenVerbände,

Auskonft erteilt und Zusendung der Drucksachen bewirkt

Die Verwaltung. Weimar, Postschließfach 15.

Auskunft umsonst bei

chverhörigkeit
Ohrgerlusch, n*rv. Ohrschmen

über unsere tausendfach bewährten, patent
amt'.ch geschützten

Hörtrommeln.
Bequem u. unsichtbar zu tragen. Glänzende

Anerkennungen.

Sanis Versand Manchen 193 b

••"•?•••?•?•??••??••«?????•«

!
erteiit Kollegen theoretischen
und praktischen Unterricht in

Notariat? Gefl. Angebote mit

Honoraransprüchen unt.P.K.R.

an die Exped. d. Zeitschr, erb.
?

REDEN
muß ein Angestelltenrat können, vx-nn ei

sich Geltung verschaffen wüi Aber auch

Jeder andere muß seine Gedanken form

v Uentfcl ausdrücken können. Wollen Sic
Ihren Fortschritt, dann bestellen Sie sofort

das Buch

„WU werde ich Redner.41

Prospekt kostenlos. Verlieren Mi keine

Zelt! Es heißt: Bete kurz, denn Zeit ist

Geld! Nur wenn Sie verstehen, schnell

entschlossen vorzugehen, werden Sie Im

Wirtschaftskampf sich und Ihrer Organi¬
sation zum Sieg verhelfen.

Lichthort-Vertriebsges. H. Schulze,
Oelze I. Thür. IIa.

Bettnässen
Befreiung sofort Alter «nd Geschkch

anheben. Auskunft umsonst.

Sanistfersand München 193

Die

Stellennachweise
des Verbandes

anfinden sich:

Zentralstellennadiweis t

Berlin O 27, Dircksenstraß« 4.

FOr die Besirke:

Ostpreußen: K. Kühn, Königs¬
berg i. Pr., Knochenstraße 17.

Königreich Sachsen: Dresden-N.,
Wettinerplatz 2 (Geschäfts¬
stelle), täglich 9V« bis lO'/t Uhr.

Fernsprecher 17659.

Sachsen -Anhalt: Walter Krone,
Magdeburg, Hasselbachstr. 2.

Nordbayern: Anton Asberger,
Nürnberg, Löbleinstraße 31 IIL

Württemberg: Christian Burk¬

harde Stuttgart, Rötestraße 57.

Baden-Pfals: Albert Martin»
Mannheim, Uhlandstraße 38 II.

Hessen-Nassau: Nikolaus Schmitt

Frankfurt a.M., Battonnstr. 25II.

FOr die Ortsgruppen i

Berlin, Geschäftsstelle: O 27,
Dircksenstr. 4 I, Franz Krüger.
Tel.: Amt Alezander 1427.

Breslau, Adolf Krause, Breslau X,
Kohlenstraße 3.

12586546
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Der Sturm gegen die Neuordnung in der Kranken

Versicherung.
Von Helmut Lehmann, Dresden.

Die Verordnung der Reichsregierung vom

5. Februar 1919 über die Wahl des Vorstands¬

vorsitzenden bei den Ortskrankenkassen und über

die Kassenangestellten ist von einigen Inter¬

essenten in der Öffentlichkeit scharf angegriffen
worden und auch innerhalb der National¬

versammlung sind solche Angriffe erfolgt.
Diese Angriffe verdienen aber energische

Zurückweisung. Die Vorschrift des § 328 RVO., daß

der Vorsitzend« des Vorstandes mit doppelter Mehrheit

zu wählen sei, ist seinerzeit lediglich aus partei¬
politischen Gründen, in die Reichsversicherungs¬
ordnung aufgenommen worden. Auf diese Weise

sollte möglichst die Wahl von Sozialdemokraten
zu Kassenvorsitzenden verhindert werden. In

der Tat haben die Arbeitnehmervertreter vielfach

um des lieben Friedens willen und damit nicht

ein von der Behörde aufoktroyierter Vorsitzender
bestellt wird, auf den ihnen zukommenden Posten

des Vorsitzenden verzichtet. In einem Staats¬

wesen aber, das sich auf demokratischer Grund¬

lage aufbaut, erscheint es undenkbar, daß ein

setz vorschreibt: die Leitung einer Körper¬
schaft wird nicht von der Mehrheit ihrer Mit¬

glieder, sondern von der Minderheit bestimmt.

Daher ist es eine glatte Selbstverständlichkeit,
daß diese Vorschrift des § 328 RVO. schleunigst
beseitigt wurde.

Die gleiche Erwägung sprach dafür, daß auch
die Angestellten nicht mehr mit jener doppelten
Mehrheit gewählt werden, sondern nur mit ein¬

facher Mehrheit, daß also auch hier nicht eine

Minierheit der Mehrheit einen Angestellten auf¬

drängen kann, den sie nicht wünscht.

Die Verordnung vom 5. Februar 1919 hat nun

a >er noch einige weitergehende Änderungen in

den Anstellungsrecht für die Krankenkassen

gebracht, gegen die von dem Bunde deutscher

Krankenkassenbeamten ein Sturmlaufen unter¬

nommen wird. Dieser Bund besteht aus einigen

mißvergnügten Elementen, die seit jener Zeit,
als die reaktionären Bestrebungen in der Reichs¬

versicherungsordnung zum Ausdruck gelangten,
ihr Wesen treiben. Diese verschwindend kleine

Gruppe der Angestellten hat seit jeher das Selbst¬

verwaltungsrecht der Krankenkassen angefeindet.
Die Herren empfinden es unangenehm, daß unter

Umständen ein Arbeitervertreter als Kassen¬

vorsitzender ihr Vorgesetzter ist. Sie wollen

ihre Anstellungsbedingungen nicht von Personen

festgesetzt wissen, die anderer politischer Mei¬

nung sind. Sie befürchten, durch einen sozial¬

demokratischen Kassenvorstand gemaßregelt zu

werden und nehmen, allerdings ohne Grund, an,

daß ihre Anstellungsbedingungen besser gestaltet
sein würden, wenn diese nicht von den Selbst¬

verwaltungskörpern der Krankenkassen, sondern

von den Aufsichtsbehörden festgesetzt werden.

Insbesondere verlangt diese Gruppe eine An¬

stellung auf Lebenszeit, verbunden mit Pensions¬

berechtigung.
Die Vorstände der Krankenkassen sind jedoch

im allgemeinen keine Freunde der lebensläng¬
lichen Anstellung, weil sich dieser Grundsatz mit

den demokratischen Auffassungen der Selbst¬

verwaltung nicht verträgt. Dagegen sind die

Kassenvorstände sehr wohl bereit, den An¬

gestellten eine Ruhegehaltsberechtigung einzuräumen.

Sie haben z. B. im Freistaat Sachsen selbst eine

Ruhegehaltskasse für Angestellte gegründet, die

die gleichen Ansprüche gewährleistet, die die

Staatsbeamten auf Pension haben. Der Haupt¬
verband deutscher Ortskrankenkassen hat auch

im vergangenen Jahre einen Versicherungsverein
gegründet, der die Ruhegehaltsberechtigung aller

derjenigen Angestellten sicher stellen soll, die

nicht lebenslänglich oder mit unmittelbarem

Anspruch auf Ruhegehalt gegen die dienst¬

gebende Kasse angestellt sind. Die Kassen

können die Angestellten bei dem Versicherungs-
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verein in einer Weise versichern, daß ihnen die

gleichen Leistungen an Ruhegehalt und Hinter¬

bliebenfürsorge gewährt werden, wie sie die

Staatsbeamten zu beanspruchen haben.

Die Sicherungen, die namentlich § 359 RVO.

für diesen Fall vorsah, sind daher entbehrlich.

Es ist nicht notwendig, daß den Angestellten, um

ihnen eine weitreichende Fürsorge angedeihen zu

lassen, die Eigenschaft gemeindlicher Beamten

beigelegt und damit noch eine besondere Auf¬

sicht der Gemeindebehörden bestellt wird. Die

Demokratisierung aller Staatseinrichtungen mußte darum

diese Einengung des Selbstverwaltungsrechts beseitigen.
Die Ortskrankenkassen und die Mehrheit der

Angestellten haben diese beiden Vorschriften

(§§328 und 359 RVO.) als Ausdruck unberech¬

tigten politischen Mißtrauens, als den Versuch

einer Bevormundung, als einen besonderen Schlag
des Obrigkeitsstaates gegen den Gedanken der

Selbstverwaltung empfunden. Beide Vorschriften

wurden auch von Sozialpolitikern und sehr vielen

Arbeitgebern, die sich nicht zu den Anhängern
der Sozialdemokratie zählen, als eine bedauer¬

liche Entgleisung des Gesetzgebers empfunden.
Daher ist die Verordnung der Reichsregierung
vom 5. Februar 1919 fast ausnahmslos mit leb¬

hafter Genugtuung begrüßt worden. Wenn etwa

jetzt die Nationalversammlung von neuem aus

unberechtigtem politischen Mißtrauen diese Ver¬

ordnung beanstanden würde, so müßte da3 nicht

nur lebhafte Beunruhigung, sondern den ent¬

schiedensten Widerstand hervorrufen.

Unterstützung finden solche reaktionären An¬

wandlungen auch durch die Ersatzkassen. Deren

Hintermänner sind zum größten Teil die vor der

Revolution so übel berüchtigten sogenannten
nationalen Verbände der kaufmännischen An¬

gestellten. Zwar haben diese sich jetzt ein demo¬

kratisches Mäntelchen umgehängt und machen zur

Zeit in gewerkschaftlicher Politik. Wie „tief" aber

sie deren Grundgedanken erfaßt haben, beweist

ihr Vorstoß zur Aufrechterhaltung der unberech¬

tigten Sondervergünstigungen für die Ersatz¬

kassen.

Für jeden Eingeweihten ist es deshalb ver¬

ständlich, wenn die Ersatzkassen den § 13 der

Verordnung der Reichsregierung vom 3. Februar

1919 heftig angreifen und behaupten, daß ihnen

dadurch die Lebensmöglichkeit abgeschnitten sei,
weil ihnen nun nicht mehr die Arbeitgeberbeitrags¬
teile von den Zwangskrankenkassen zugeführt
werden. Leider hat sich auch eine Mehrheit in

der Nationalversammlung gefunden, die geneigt
scheint, die Rechtsgültigkeit dieser Verordnung
der Reichsregierung zu beanstanden.

Gegen diese Haltung der Nationalversamm¬

lung muß von allen fortschrittlich denkenden

Sozialpolitikern der allerentschiedenste Einspruch
erhoben werden. Wohl keine Vorschrift der

Reichsversicherungsorunung hat bei den Zwangs-
krankenkass^n, insbesondere bei den Allgemeinen
Ortskrankenkassen soviel Erbitterung hervorgerufen,
wie der §518 RVO. Die ZA'ingskrankenkassen,
als die eigentlichen Träger der Krankenversiche¬

rung, wurden durch diese Vorschrift zu Haus¬

knechten der Ersat/.ka. sen degradiert. Sie mußten

einen Teil der Beitrage für die Ersatzkassen von

den Arbeitgebern einziehen und hatten nichts als

Verdruß und viel Verwaltungsarbeit mit diesem

Einziehungsverfahren. Sie hätten stets gern auch

auf das eine Fünftel des Arbeitgeberdrittels, das

ihnen von den Beiträgen verblieb, verzichtet,
wenn sie dadurch von dem Verkehr mit den Er¬

satzkassen frei geworden wären.

Die Behauptung, daß die Ersatzkassen in

ihrer Lebensfähigkeit bedroht werden, wenn sie

die vier Fünftel der Arbeitgeberbeitragsteile nicht

mehr erhalten, ist vollkommen unrichtig. Die

Ersatzkassen haben nur nötig, ihre Beiträge höher

als bisher festzusetzen und dadurch sich der Beitrags¬
höhe der Zwangskrankenkassen zu nähern. Aller¬

dings würde dann die häufig mit unlauteren Mitteln

betriebene Agitation mancher Ersatzkassen gegen¬

über den Zwangskrankenkassen eingestellt werden
müssen. Die Ersatzkassen prahlen mit den in

ihrer Satzung normierten hohen Leistungen und

niedrigen Beiträgen. Es kommt aber nicht darauf

an, was man in die Satzung hineinschreibt, sondern

was man tatsächlich an die Versicherten leistet,
und in dieser Beziehung kann kein Zweifel darüber

bestehen, daß die Ersatzkassen, die eben doch

nur Ersatz sind, mit den eigentlichen Trägern
der Krankenversicherung nicht konkurrieren

können. Die Ersatzkassen beschränken sich auf

einen Teil guter Versicherungsrisiken und schalten

möglichst alle diejenigen aus, die gerade der

Wohltaten der Krankenversicherung am meisten

bedürfen. Sie schädigen dadurch die Allgemein¬
heit, weil sie einen Teil tragfähiger Schultern

den allgemeinen Lasten der Krankenversicherung
entziehen. Der durch und durch unsoziale Charakter

der Ersatzkassen hat sich ja eigentlich während des

Krieges in seiner ganzen Größe gezeigt. Hatten

doch die Ersatzkassen bei Beginn des Krieges
nichts Eiligeres zu tun, als die Kriegsteilnehmer
auszuschließen. Sie mußten erst durch die Gesetz-

geoung gezwungen werden, die Kriegsteilnehmer,
die eine Weiterversicherung wünschten, wieder

aufzunehmen. Das beweist aufs neue, daß es nur

egoistische, aber nicht soziale Gesichtspunkte
sind, die für die Aufrechterhaltung der Ersatz

kassen sprechen.
Wir halten die Ersatzkassen für eine zweck¬

mäßige Einrichtung, wenn sie sich damit begnügen,
die Zwangsversicherung zu ergänzen durch eine

Zuschußversicherung. Alles was darüber hinaus¬

geht aber ist nur der Versuch, die grundlegenden
Gedanken der Krankenversicherung durch einei

minderwertigen Ersatz zu kompromittieren.
Die Zwangskrankenkassen, insbesondere die

Ortskrankenkassen, müßten es daher geradezu
als eine Schmach empfinden, wenn ihnen etwa

jetzt von neuem durch eine Beanstandung der

Verordnung vom 3. Februar 1919 die weitere

Hausknechtsarbeit für die Ersatzkassen zugemutet
werden würde. Es besteht die Befürchtung, daß

ein großer Teil der Kassen sich weigern würde,

die Beiträge noch weiter für die Ersatzkassen

einzuziehen. Sie könnten sich auch durch Straf¬

androhungen dazu nicht bereit finden lassen.

Wenn die Ersatzkassen mehr Einnahmen brauchen,

80 mögen sie sich diese selber verschaffen. Die

Zwangskrankenkassen müssen es unter ihrer

Würde halten, noch weiter als miserabel be¬

zahlte Beitragskassierer für die Ersatzkassen i-

arbeiten.

C



Nr. 7 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. 75

Die Fürsorge für Beamte für Unfallfolgen, insbesondere

aus Anlaß politischer Unruhen.

Von Friedrich Kleeis, Halle a. S.

Die staatlich organisierte Unfallversicherung

erstreckt sich bekanntlich nur auf die in be¬

stimmten gewerblichen Betrieben und die in der

Landwirtschaft beschäftigten Personen. Zu den

gewerblichen Veranstaltungen gehört auch der

gesamte Betrieb staatlicher oder gemeindlicher
l nternehmungen, wie der Eisenbahnen, der Post-

und Telegraphenverwahungen, sowie die Betriebe

der Marine- und Heeresverwaltung, die kommu¬

nalen wirtschaftlichen Einrichtungen, wie Gas-

und Wasserwerke, Straßenbahnen, Badeanstalten

usw. Aber auch die in diesen Veranstaltungen
beschäftigten Personen sind nicht samt und

nders der Unfallversicherung unterworfen. Der

$ 554 RVO. schließt einige Gruppen von ihnen

aus und erklär: diese als „versicherungsfrei".
Dazu gehören:

#

1. Beamte, die mit festem Gehalt und An¬

spruch auf Ruhegeld in Betriebsverwaltungen
eines Bundesstaates, eines Gemeindeverbandes

oder einer Gemeinde angestellt sind.

2. Andere Beamte eines Bundesstaates, eines

Gemeindeverbandes oder einer Gemeinde, wenn

für sie Fürsorge nach § 14 des Unfallfürsorge¬

gesetzes für Beamte usw. vom 18. Juni 1901

(RGBl. S. 211) getroffen ist.

3. Die anderen Personen, die § 1 des ge¬

nannten Unfallfürsorgegesetzes noch bezeichnet.

Der Ausschluß dieser Personengruppen von

der staatlichen Unfallversicherung besteht schon

seit Einführung der letzteren überhaupt. Das

frühere Gewerbeunfallversicherungsgesetz, das

Bauunfallversicherungsgesetz usw. enthielt schon

rntsprechende Bestimmungen. Was zunächst die

Gruppe unter Ziffer 1 anbetrifft, so ist folgendes
m bemerken: Ob eine Person als „Beamter"
oder als Arbeiter anzusehen ist, ob also ein

öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis oder nur

?in privatrechtliches Vertragsverhältnis vorliegt,
ist nach dem Staatsrecht und den sonstigen dienst¬

pragmatischen Vorschriften (Verwaltungs- und

Dienstvorschriften) des einzelnen Bundesstaates

zu beurteilen. Liegt eine Anstellung mit festem

Gehalt und Anspruch auf Ruhegeld vor, so ist es

für die Anwendbarkeit der Vorschrift ohne Belang,
ob die Anstellung auf Lebenszeit .oder aut Kündi¬

gung erfolgt ist. Wird der Anspruch auf Ruhe¬

geld erst nach Ablauf einer bestimmten Dienst-

lt erworben, SO trifft für die Wartezeit die Vor¬

aussetzung der Befreiung nicht zu. Im übrigen
ist ein Anspruch auf Ruhegeld im Sirne dieser

Vorschrift nur der Anspruch, der sich gegen den

betreffenden Bundesstaat, Gemeindeverband oder

die Gemeinde selbst richtet. Demzufolge liegt
';n solcher Anspruch nicht vor, wenn er sich

gegen eine besondere Kasse (Privatgesellschaft)
richtet, auch wenn eine öffentliche Körperschaft
neben den Beiträgen der Mitglieder Zuschüsse

Wstet. Unter den Begriff „Gemeinden" fallen

nur politische Gemeinden und Scb^gemeinrien.
Die „anderen Beamten" unter Ziffer 2 sind

ttttr versicherungsfrei, wenn die aufgeführten Vor¬

aussetzungen zutreffen. Unter diesen „arideren
Beamten* sind alle diejenigen zu verstehen, die

nicht mit festern Gehalt und Anspruch auf Ruhe¬

id in Betriebsverwaltungen eines Bundesstaat

w. angestellt sind. Die Vorbedingungen der

Befreiung bestehen in einer gleichwertigen ander¬

weiten Fürsorge. Sie waren zuerst in dem Gesetz

betreffend die Fürsorge für Beamte usw. infolge
von Betriebsunfällen vom 15. März 1886 nieder¬

gelegt. Dieses ist durch das Unfallfürsorgegesetz
für Beamte und für Personen des Soldatenstandes

vom 18. Juni 1901 ersetzt worden. Der § 14

derselben lautet:

„Staats- und Kommunalbeamte sowie deren

Hinterbliebene, für welche durch die Landes¬

gesetzgebung oder durch statutarische Festsetzung
gegen die Folgen eines im Dienste erlittenen

Betriebsunfalles eine den Vorschriften der §§ 1

bis 7 des gegenwärtigen Gesetzes mindestens

gleichkommende Fürsorge getroffen ist, steht

wegen eines solchen Unfalles ein reichsgesetz¬
licher Anspruch auf Ersatz des durch denselben

erlittenen Schadens nur nach Maßgabe der §§ 10

bis 12 des gegenwärtigen Gesetzes zu. Auf

solche Staats- und Kommunalbeamten sowie deren

Hinterbliebenen finden die reichsgesetzlichen Be¬

stimmungen über Unfallversicherung keine An¬

wendung."
Derartige Landesgesetze sind in allen Bundes¬

staaten ergangen, meist im Jahre 1902 und zwar

in Preußen unterm 2. Juni, Bayern unterm 13. No¬

vember, Sachsen unterm 1. Juli, Württemberg
unterm 23. Dezember, Baden unterm 27. Juli usw.

Das preußische Gesetz bestimmt in seinem § 1:

Unmittelbare Staatsbeamte, welche in reichsgesetz¬
lich der Unfallversicherung unterliegenden Be¬

trieben beschäftigt sind, erhalten, wenn sie in¬

folge eines im Dienste erlittenen Betriebs¬

unfalles dauernd dienstunfähig werden, als Pension

662;s v. H. ihres jährlichen Diensteinkommens.

Werden sie infolge eines im Dienste erlittenen

Betriebsunfalles nicht dauernd dienstunfähig, aber

in ihrer Erwe rbsfäbigkeit beeinträchtigt, so erhalten

sie bei ihrer Entlassung aus dem Dienste als

Pension: Bei völliger Erwerbsunfähigkeit für die

Dauer derselben Botyj V*H. ihres jährlichen Dienst¬

einkommens, im Falle teilweiser Erwerbsunfähig¬
keit für die Dauer derselben denjenigen Teil der

vorstehend bezeichneten Pension, welcher dem

Maße der durch Unfall herbeigeführten Einbuße

an Erwerbsunfähigkeit entspricht. Im Falle der

„Hilflosigkeit" wird die Pension bis auf 100 v. H.

des Diensteinkommens erhöht. Bei Arbeitslosig¬
keit aus Anlaß des Unfalls werden die 6673 v.H.

gewährt. Außerdem werden die Kosten des Heil¬

verfahrens ersetzt. Steht dem Verletzten nach

anderweiter gesetzlicher Vorschrift ein höherer

Betrag zu, so erhält er diesen.

Die Bezüge der Hinterbliebenen eines infolge
im Dienste erlittenen Betriebsunfalls Verstorbenen

sind etwa die gleichen, wie sie die LTnfallver-

sicherung nach der Reichsversicherungsordnung
voi sieht: Sterbegeld sowohl für die Witwe wie für

jedes Kind bis zu 18 Jahren 20 v. H. des jähr¬
lichen Dienstemkommens des Verstorbenen, jedoch
für die Witwe nicht unter 216 Mk. und nicht über

3000 Mk., für jedes Kind nicht unter 168 Mk. und

nicht über 1600 Mk. Verwandte der aufsteigenden
Linie und Enkel erhalten die für Kinder fest¬

gesetzten Bezüge. Die Renten dürfen zusammen

60 v. H. des Diensteinkommens nicht übersteigen,
sonst werden sie anteilig gekürzt. Das Gesetz

enthält noch die veraltete, inzwischen leider noch
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nicht geänderte Bestimmung, daß der 1500 Mk.

übersteigende Betrag bei der Berechnung des

Jahresarbeitsverdienstes nur zu einem Drittel zur

Anrechnung kommt. Bleibt den nicht mit Pen¬

sionsberechtigung angestellten Beamten die hier¬

nach der Berechnung zugrunde zu legende Summe

unter dem niedrigsten Diensteinkommen der¬

jenigen Stellen, in welchen solche Beamte nach

den oestehenden Grundsätzen zuerst mit Pensions¬

berechtigung angestellt werden können, so ist

dieser Betrag der Berechnung zugrunde zu legen.
Die sonstigen Bestimmungen über das Verfahren

lehnen sich meist an die früheren Unfall Versiche¬

rungsgesetze an.

Die „anderen Personen", die oben unter

Ziffer 3 genannt sind, werden in § 1 des Unfall¬

fürsorgegesetzes vom 18. Juni 1901 wie folgt um¬

grenzt: Beamte der Reichszivilverwaltung, des

Reichsheeres und der Kaiserlichen Marine, sowie

Personen des Soldatenstandes, welche in reichs¬

gesetzlich der Unfallversicherung unterliegenden
Betrieben beschäftigt sind. Ausgenommen sind

Offiziere und Sanitätsoffiziere, für die das Offizier¬

pensionsgesetz (RGBl. 1906 S.565) gilt und Militär¬

personen der Unterklassen, für die das Mann-

schaftsversorgungsgesetz (RGBl. 1906 S. 593) gilt.
Die Fürsorge nach diesem Gesetz vom 18. Juni 1901

ist fast genau so wie jene nach dem preußischen
Gesetz vom 2. Juni 1902: Ks wird ihnen gewährt,
wenn sie infolge eines im Dienste erlittenen Be¬

triebsunfalls dauernd dienstunfähig werden, als

Pension 66f/j v. H. ihres jährlichen Dienstein¬

kommens. Im Falle teilweiser Erwerbsunfähig¬
keit wird bei Entlassung aus dem Dienste der¬

jenige Teil der vorstehend bezeichneten Pension

gewährt, der dem Maße der durch den Unfall

herbeigeführten Einbuße an Erwerbsfähigkeit
entspricht.

Was den Begriff des „Betriebsunfalls* anbe¬

trifft, so ist dieser bei den Beamten und den

„anderen Personen44 ebensoweit zu fassen, wie

bei der Arbeiterunfallversicherung nach derReich.s-

versicherungsordnung (vgl. die Reichsgerichts¬
entscheidung vom 19. März 1908, Amtl. Nachr. des

RVA. 1908 S. 506). Es muß ein „Unfall", das heißt

ein plötzliches Ereignis vorliegen, das mit der

Diensttätigkeit im Zusammenhang steht. Doch

erstreckt sich sowohl nach dem preußischen Gesetz

vom 8. Juni 1902 als auch dem Reichsgesetz vom

18. Juni 1901 die Fürsorge auch auf die Folgen
von Unfällen bei häuslichen und anderen Diensten,
zu denen die hier in Betracht kommenden Per¬

sonen neben der Beschäftigung im Betriebe von

ihren Vorgesetzten herangezogen werden. Auch

die Auslegung der sonstigen Begriffsbestimmungen
ist dieselbe wie nach der Reichsversicherungs¬
ordnung.

Diese ganze Unfallfürsorge für Beamte hat

sich als unzulänglich erwiesen, und zwar sowohl

nach der Richtung des Begriffs des Betriebs¬

unfalls als auch hinsichtlich des Kreises der er¬

faßten Personen. Streitig war insbesondere ge¬
worden, ob auch die Unfälle aus Anlaß der Aus¬

übung des Dienstes während der gegenwärtigen
politischen Unruhen mit zu den entschädigungs-
oerechtigten Unfällen gehören So wünschenswert

eine solche Auslegung auch gewesen wäre, so

hätte man doch der bisherigen Rechtsprechung
Gewalt antun müssen, um sie durchzuführen. Die

preußische Regierung hat die Notwendigkeit einer

Ausgestaltung der Fürsorge zuerst erkannt und

unter dem 24. Januar 1919 eine „Verordnung
über die Ausdehnung des Gesetzes, betreffend

die Fürsorge für Beamte infolge von Betriebs-

i

I

Unfällen, vom 2. Juni 1902, aug Anlaß der gegen

wärtigen Unruhen*-, herausgegeben. Der einzige
Paragraph dieser „mit Gesetzeskraft" aus¬

gestatteten Verordnung lautet:

„Das Gesetz, betreffend die Fürsorge für

Beamte infolge von Betriebsunfällen, vom

2. Juni 1902 (Gesetzsammlung S. 153), hat aui

alle unmittelbaren Staatsbeamten und deren

Hinterbliebenen Anwendung zu finden, soweit

es sich um Körperverletzungen und Todesfälle

handelt, die aus Anlaß der Ausübung des

Dienstes während der gegenwärtigen Unruhei.

erlitten worden sind. Welche Unruhen unter

dieses Gesetz fallen, bestimmt nach Art und

Zeit die preußische Regierung."

Die Worte „Körperverletzung und Todesfälle"'

sind dem Sinne nach dieselben, wie sie in § 55c

RVO. als Gegenstand der Unfallversicherung be¬

zeichnet sind. Es treffen daher auch die hierfür

geltenden Auslegungen zu. Die Beschränkung
der Schadenersatzpflicht auf Unfälle „aus Anlaß

der Ausüburg "des Dienstes" wird nicht allzu

engherzig ausgelegt werden dürfen. Jedenfalls

werden darunter nicht nurVorkommnisse während

der üblichen Dienststunden zu verstehen sein

sondern alle solche bei Handlungen, die ein Be¬

amter zu jedweder Zeit im Interesse seiner Be¬

hörde für notwendig hält.

Gleichermaßen wird der Begriff der „gegen¬

wärtigen Unruhen" nicht zu eng zu fassen sein.

Es wird hierunter nicht nur die Revolution vom

8. November 1918 und die folgenden Tage zu

verstehen sein, sondern auch die damit im Zu¬

sammenhang stehende Verteidigung der Re¬

volutionserrungenschaften, d. h. alle Vorfälle be-

den Gegenrevolutionen von rechts und links.

Indes ist es der preußischen Regierung vor¬

behalten, endgültig noch Ort und Zeit zu be¬

stimmen, welche Unruhen unter das Gesetz fallen

Diese Bestimmung kann sowohl pauschalier ge¬
schehen für einen Komplex von Vorfällen, wie

auch für einzelne Vorgänge auf Antrag des An

spruchsberechtigten. Auf die äußerlichen Former

dieser „Bestimmung" kommt es nicht an, nui

muß ein Beschluß der Regierung vorliegen.
Bemerkenswert ist sodann, daß die neue Für¬

sorge auf alte „unmittelbaren Staatsbeamten*

ausgedehnt worden ist und sich nicht nur auf

solche erstreckt, die in reichsgesetzlich der Unfall¬

versicherung unterliegenden Betrieben beschäftigt
sind. Aus diesem Wortlaut kann man schließen

daß die „mittelbaren"Staatsbeamten ausgeschlossen
sein sollen. Der Begriff des „unmittelbaren4
Staatsbeamten beruht darauf, daß dem für Staat

liehe Zwecke beschäftigten Beamten durch ein¬

seitigen Akt der Staatsgewalt ein Staatsamt über¬

tragen, die Eigenschaft eines Beamten besonders

beigelegt wird, indem ihm bei der Berufung zu

dieser Beschäftigung von staatlichen Organer.
entweder eine Bestallung erteilt oder doch

mindestens deutlich erkennbar gemacht wird, daC

er über die privatrechtliche Pflicht zur Erfüllung
der im Dienstvertrage bestimmten Leistunger.
hinaus die allgemeinen öffentlich - rechtlichen

Pflichten eines Beamten übernehmen solle

„Mittelbare" Staatsbeamte sind dagegen Bean

solcher Korporationen, die organisch in die Ver¬

fassung des Staates eingreifen, Zwecke zu er¬

füllen haben, die in direkter Beziehung zu den

Aufgaben des Staates stehen, oder die mit der

sie vertretenden Organen sich als in die Ver¬

fassung des Staates organisch eingreifenden, Staat

liehen Aufgaben näherstehenden Behörden dar-
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stellen. Hierher gehören z. B. die Angestellten

der Kirchengemeinden usw.

Ansprüche auf Grund des einschlägigen Ge¬

setzes sowie der neuen Verordnung sind, soweit

deren Feststellung nicht von Amts wegen er¬

folgt, bei Vermeidung des Ausschlusses vor Ab¬

lauf von zwei Jahren nach dem Eintritt des Un¬

falls bei der dem Verletzten unmittelbar vor¬

gesetzten Dienstbehörde anzumelden. Die Frist

gilt auch dann als gewahrt, wenn die Anmeldung
bei der für den Wohnort des Entschädigungs¬
berechtigten zuständigen unteren Verwaltungs¬
behörde erfolgt ist. Jeder Unfall, der von Amts

wegen oder durch Anmeldung der Beteiligten
einer vorgesetzten Dienstbehörde bekannt wird,
ist sofort zu untersuchen.

Das Vorgehen der preußischen Regierung
sollte Nachahmung finden. Insbesondere sollte

das mehrfach erwähnte Reichsgesetz vom 18. Juni

1901 betreffend Fürsorge für Beamte ent¬

sprechend ausgestaltet werden. Auch sollten die

sonstigen oben erwähnten Landesgesetze aus dem

Jahre 1902 eine derartige Ausgestaltung finden.

Es ist Pflicht des Staates, für jene Personen zu

sorgen, die sich der Wahrung der Ordnung an¬

nehmen.

Verwaltung.
Erlaß des preußischen Handelsministers,

betr. Rechnungsnachweisungen der Kranken¬

kassen vom 28. Februar 1919 (HMBl. S. 59).

Da die Erschwerung in der Geschäftsführung
der Krankenkassen im wesentlichen noch fort¬

besteht und es diesen wie in den Vorjahren
vielfach auch im laufenden Jahre nicht möglich
sein wird, den Rechnungsabschluß und die Nach-

Weisungen dem Versicherungsamt bis zum 1. März

einzureichen, hat der Reichsminister des Arbeits¬

amts im Einverständnis mit mir den Kassen¬

vorständen allgemein gestattet, den Rechnungs¬
abschluß und die Nachweisungen für das Ge¬

schäftsjahr 1918 erst zum 1. April 1919 beim Ver¬

sicherungsamt einzureichen.

Ich ersuche, die Versicherungsämter hiervon

zu verständigen.

ErlaB des preußischen Handelsministers,
betr. Versicherungspflicht der Angestellten der

Krankenkassen (§ 9 d. Ges.) vom 24. Februar 1919

(HMBl. S. 60).
Nachdem durch die Verordnung vom 5. Fe¬

bruar 1919 (RGBl. S. 181) der §359 Abs. 1 bis 5

RVO. aufgehoben worden ist, wird der zweite

Absatz des Runderlasses vom 2. Juni 1913 über

die Versicherungspflicht der Krankenkassen¬

angestellten (HMBl. S. 442) dahin abgeändert, daß

die Beamteneigenschaft nicht mehr die Voraus¬

setzung für die Befreiung der Krankenkassen¬

angestellten von der Versicherungspflicht nach

§ 9 des Versicherungsgesetzes für Angestellte
vom 20. Dezember 1911 bildet, die Anwartschaft

auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrente kann

indes auch ferner nur für solche Personen als

gewährleistet im Sinne des § 9 a. a. O. angesehen
werden, die im Dienste der Krankenkassen auf

Lebenszeit oder unwiderruflich oder mit Anrecht

auf Ruhegehalt angestellt sind. Im übrigen sind

für die Befreiung dieser Personen von der An¬

gestelltenversicherung nach § 9 a. a. O. die gleichen
Orundsätze entsprechend anzuwenden, die nach

den Erlassen des Herrn Ministers des Innern

vom 23. November 1912 und vom 24. Dezember

1912 (HMBl. 1912 S. 597 und 1913 S. 10) und vom

22. Mai 1913 (HMBl. S.405) in dieser Hinsicht für

die Gemeindeangestellten gelten.
Soweit Kassenangestellte in Betracht kommen,

denen die Versicherungsfreiheit nach § 9 Abs. 3

des Angeste ltenversicherungsgesetzes schon

bisher zustand, die aber bei Anwendung der

§§ 9 bis 11 der Verordnung vom 5. Februar 1919

und der vorstehenden Grundsätze wieder ver¬

sicherungspflichtig werden würden, überlasse ich
es der dortseitigen Prüfung, ob nach Lage des

Einzelfalles die Anwartschaft auf Ruhegeld und

I Hinterbliebenenrente auch ferner als gewährleistet
angesehen werden kann.

| Ich ersuche Sie, hiernach das Weitere zu

veranlassen.

Erlaß des preuß. Kriegsministers betr.

Krankenversicherung vom 2. November 1919.

(Armee-Verordnungs-Blatt S. 193 Ziff. 330.)

1. Durch Verordnung der Reichsregierung
vom 3. Februar 1919 RGBl. S. 191 ist der § 169

RVO. dahin geändert worden, daß künftig nur

noch „Beamte" durch Gewährleistungen, wie sie

§ 169 vorsieht, von der Krankenversicherung be¬

freit werden können. Bei den sonst im Dienste

des Reichs usw\ „Beschäftigten" soll die Be¬

freiung fortan nur dann erfolgen, wenn sie auf

Lebenszeit oder nach Landesrecht unwiderruflich

oder mit Anrecht auf Ruhegeld angestellt sind.

2. Die Verordnung bestimmt ferner, daß die

Versicherungsfreiheit der „Beschäftigten", die

nicht zu den in Ziffer 1 bezeichneten Personen

gehören, mit dem 17. Februar 1919 erlischt, und

daß sie bis 3. März 1919 als Mitglieder bei der

zuständigen Krankenkasse anzumelden sind.

3. Die Dienststellen haben wegen der An¬

meldung der danach wieder versicherungspflichtig
werdenden Personen das Erforderliche sofort zu

veranlassen. Nur bei den Remontedepots ver¬

bleibt es bis auf weiteres bei dem bisherigen
Verfahren.

4. Die zur Zeit bestehenden Abmachungen
mit Beschäftigten (Ziffer 2) über die Gewährung
von Krankenhilfe in Natur werden hinfällig. Mit

dem 17. Februar 1919 haben die zuständigen
Krankenkassen die weiteren Leistungen für die

an diesem Tag Erkrankten — auch der unter

Ziffer 5 bezeichneten Art — gemäß § 212 RVO.

zu übernehmen. Den Krankenkassen ist mit¬

zuteilen, von wann an bis zu welchem Tage die

Heeresverwaltung Krankenhilfe geleistet oder die

Vergütung — Ziffer 5 — gezahlt hat.

5. Wo den Beschäftigten bisher ein Anspruch
auf Weiterzahlung der Vergütung während der

Erkrankung vertraglich gewährleistet war, ver¬

bleibt es bis auf weiteres dabei. Bei Neu¬

einstellungen hat jedoch diese Gewährleistung
zu unterbleiben. Auf die weitergezahlten Bezüge
ist den Erkrankten der Betrag anzurechnen, den

sie aus einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtung
bestehenden Kranken- oder Unfallversicherung
erhalten.

6. Unberührt hiervon bleiben die bisherigen

Bestimmungen über die Gewährleistung des

Weiterbezuges der Vergütung in Krankheitsfällen

für solche Beschäftigte, die wegen Überschreitung

des Jahresarbeitsverdienstes von 5000 Mk. der
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Krankenversicherung nicht mehr unterliegen.

Ebenso verbleibt es vorläufig wegen der Fort¬

zahlung der Vergütung für die ersten vierzehn

Krankheitstage bei der Vorschrift im Erlaß vom

7. Februar 191b (A. V. BI. S. 69).
7. Der Erlaß vom 29. November 1918

(A. V. BI. S. 67 gilt hinsichtlich der unter

Ziffer 2 bezeichneten, bisher befreiten Personen

als entsprechend geändert, ebenso der an die

Korpsintendanturen gerichtete Erlaß vom 9. Ja¬

nuar 1919 — Nr. 538 12. 18. AZS. 6 —.

Prüfung von Kassenangestellten. Der

württembergische Krankenkassenverband hat eine

für alle Krankenkassen gemeinsame Prüfungs¬

einrichtung der Kassenangestellten geschaffen.
Die Prüfungsordnung ist im Benehmen mit dem

württembergischen Oberversicherungsamt auf¬

gestellt worden. Zur Vorbereitung auf diese

Prüfung finden im Monat April zum erstenmal

Unterrichtskurse statt, und zwar solche für Ge¬

schäftsleiter, für Kassierer, Buchhalter, Sekretäre

und für Assistenten, Geschäftsführer örtlicher

Verwaltungsstellen
Die Kurse dauern voraussichtlich einen Monat.

Die Kosten derselben werden auf die Kursteil¬

nehmer umgelegt und sind von diesen beim Kurs¬

beginn zu entrichten. Die Teilnehmer haben sich

bis 1. April 1919 bei dem württerabergischen
Krankenkassenverband in Stuttgart, Reinsburg-
straße 110, zu melden. Nachträgliche Meldungen
werden berücksichtigt, wenn noch Platz vorhanden

ist Die Meldungen sind zu belegen mit einer

kurzen Darlegung des Lebens- und Bildungs¬

ganges, mit dem Nachweis des am 1. Juli 1918

zurückgelegten 20. Lebensjahres und der deut¬

schen Reichsangehörigkeit. Die Kursteilnehmer

werden nach ihrer Zulassung noch über alle

Einzelheiten unterrichtet werden. Zu den Kursen

werden auch Angestellte nichtwürttembergischer
Krankenkassen zugelassen.

Die Prüfungen finden voraussichtlich im Juli

d. Js. statt. Die Prüfung erstreckt sich auf

Krankenversicherung, Invaliden- und Hinter¬

bliebenenversicherung, Unfallversicherung, An¬

gestelltenversicherung und Arbeitslosenversiche¬

rung (Erwerbslosenfürsorge) sowie deren prak¬
tische Handhabung, außerdem auf die Grundzüge
der Sozialpolitik, für die Geschäftsleiter außerdem

auf Staatsrecht, Prozeßrecht und bürgerliches
Recht.

Der Bund deutscher Krankenkassenbeamten

als Vorkämpfer der Reaktion. In den Kreisen

der im gewerkschaftlich gerichteten Verband der

Bureauangesteilten organisierten Angestellten gab
es bisher immer noch Leute, die da meinten, der

Geist der neuen Zeit habe auch bei dem Bunde

deutscher Krankenkassenbeamten Einzug gehalten
und es sei daher für die gewerkschaftlich orien¬

tierten Kissenangestellten möglich, mit diesem

Bunde in Zukunft gemeinschaftlich für die

Wahrung der wirtschaftlichen Interessen der

Kassenange^tellten einzutreten. Diese Angestellten
werden hoffentlich ihren Irrtum einsehen, wenn

sie von dem nachstehenden Waschzettel Kenntnis

genommen haben, den der Bund unterm 24. Fe¬

bruar d. Js. an die deutsche Tagespresse ver¬

sandt hat:

Entrechtung der Arbeltgeber-Vertreter und Angestellten
in den Krankenkassen.

Nach den Bestimmungen der Reichs¬

versicherungsordnung kann Vorsitzender einer

Ortskrankenkasse nur sein, wer die Mehrheit der

Stimmen aus der Gruppe sowohl der Arbeitgeber

als auch der Arbeitnehmer auf sieh vereinigt,
während im Falle der Nichteinigung das Ver-

sicherungsamt bis zur endgültigen Wahl einen

Vertreter bestellt. Ähnlich verhält es sich bei

der Beschlußfassung über Anstellung des Per¬

sonals und Regelung der Rechts- und Anstellungs¬
verhältnisse desselben. Den Angesteliten konnte

die Landesregierung unter gewissen Voraus¬

setzungen die Rechte und Pflichten staatlicher

oder gemeindlicher Beamten übertragen. Hiervon

hatte man vornehmlich in Preußen weitgehendsten
Gebrauch gemacht.

In letzter Stunde nun, nachdem die National¬

versammlung bereits tagte, hat noch die pro¬

visorische Reichsregierung eine Verordnung ver¬

kündet, die den Arbeitgebervertretern das ihnen

nach der Reichsversicherungsordnung eingeräumte
Mitbestimmungsrecht infolge ihrer Minderheit in

den Kassenvorständen raubt und außerdem einen

schweren Eingriff in die Rechts- und Anstellungs¬
verhältnisse der Kassenbeamten bedeutet, indem

sie wohlerworbene Rechte beseitigt.
Wie wir hören, hat der Bund deutscher

Krankenkassenbeamten (Sitz Mannheim) gegen

dieses Vorgehen bei der Nationalversammlung
schärfsten Protest eingelegt und die Aufhebung
dieser Verordnung, weil offenbar der verfassungs¬
mäßigen Grundlage entbehrend, gefordert."

Es ist geradezu rührend, wie sich dieser Bund

für die Rechte der Arbeitgeber einsetzt. Ver¬

mutlich denkt er, für seine dunklen Zwecke da¬

durch bei den Arbeitgebern mehr Verständnis zu

finden. Daß es eine bewußte Irreführung der

öffentlichkeit bedeutet, wenn man von einem

Raube des Mitbestimmungsrechts der Arbeitgeber
redet, darauf kommt es den Bundesbrüdern nicht

an. Ihresgleichen hat ja in den letzten Jahren

das Mittel der Täuschung und bewußten Irre¬

führung des deutschen Volkes so ausgiebig ge¬

handhabt, daß diesen Kreisen eine Politik der

Wahrhaftigkeit gänzlich unmöglich geworden ist.

Wichtiger ist, was die Herren über „den
schweren Eingriff in die Rechts- und Anstellungs¬
verhältnisse der Kassenbeamten" sagen. Bekannt¬

lich schreibt die Verordnung vom 5. Februar 1919

ausdrücklich vor, daß den Kassenbeamten ihre

Rechte, die sie an die Krankenkassen erworben

haben, sämtlich erhalten bleiben; sogar das

Gemeindesteuerprivileg bleibt ihnen gesichert.
Nur die Pflichten der gemeindlichen Beamten

werden ihnen abgenommen. Sie sind wieder freie

Angestellte wie vor Inkrafttreten der Reichs¬

versicherungsordnung. Der Bund hat bekanntlich

den Kollegen einzureden versucht, er wolle nur

dafür sorgen, daß die Angestellten gegen parteiische
Eingriffe der Vorstände in ihre Stellung geschützt
und daß sie ruhegehaltsberechtigt werden sollen.

Wenn das wirklich der Fall wäre, so müßte doch der

Bund die Neuregelung begrüßen, denn beide

Möglichkeiten werden jetzt ausdrücklich durch

Regelung in der Dienstordnung zugelassen. Die

Angestellten haben es auch durch die Machtmittel

ihrer Organisation in der Hand, die Kassenvor¬

stände zu veranlassen, die gebotenen Sicherungen
der Stellung der Angestellten durchzuführen. Es

sind jetzt alle Voraussetzungen dafür gegeben,
daß die Kassenangestellten sich eine sichere und

auskömmlich bezahlte Stellung verschaffen, Rechte

und Pflichten der Angestellten nach freiheitlichen

Grundsätzen, unbeschwert durch ein veraltetes

Beamtenrecht, ausgestaltet werden. Dafür sollten

sich die Kassenangestellten der neuen Regierung
dadurch dankbar erweisen, daß sie mit aller Kraft

und Energie durch die Machtmittel der gewerk-
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schaftlichen Organisation diese freiheitlichen Ge¬

danken bei ihren Kassen durchsetzen.

Der Bund deutscher Krankenkassenbeamten

zeigt durch sein Verhalten, daß er immer noch

in dem alten Schlamm stecken geblieben, das er

jedenfalls gänzlich ungeeignet für eine Interessen¬

vertretung der Kassenangestellten ist.

Über die rechtliche Stellung der Angestellten

des Allgemeinen Knappschaftsvereins in Bochum

entnehmen wir einer ausführlichen Eingabe des

Knappschaftsangestelltenausschusses an den preu¬

ßischen Handeisminister vom 28. Februar 1919

das folgende:
„Das bekannte Abkommen zwischen den Arbeit¬

geberverbänden und den Gewerkschaften der

Arbeiter und Argesteliten zeichnet der Gesetz¬

gebung den Weg vor, daß künftig das kollektive

Arbeitsrecht vornerrschend sein soll. Schon die

Regierungsverordnung vom 23. Dezember 1918

betreffend Angestelltenausschüsse läßt erkennen,

daß diesen neuen Grundsätzen in der Gesetz¬

gebung Rechnung getragen werden soll.

Wenn uns Angestellten des Allgemeinen
Knappschafts-Vereins in Bochum dieses Recht

durch ein Reichsgesetz gegeben worden ist, so

entsteht jedoch die Frage, mit wem wir zu ver¬

handeln haben, etwa mit dem Vorstande des ge¬

nannten Vereins selbst, oder mit dessen Ver¬

waltungsdirektor Die Fassung des § 118 Abs. 1

der Vereinssatzung, in dessen Satzteil es heißt:

„Zi den laufenden Geschäften der Verwaltung
gehört auch die Einstellung und Entlassung der

Beamten, die nicht zur Zeichnung befugt sind",
hat den Vorstand des Allgemeinen Knappschafts-
Vereins noch am 19. Dezember 1918 Veranlassung
gegeben, zu beschließen, daß es gebilligt wird,
daß die Verwaltung mit dem Beamtenausschuß

verhandeln könne. Hierbei wurde auch besonders

betont, daß der Verwaltung, der die laufenden

Geschäfte obliegen, auch die Einstellung und

Entlassung der Beamten zu Recht übertragen ist.

Diese Auffassung des Vorstandes vermögen die

Angestellten nicht zu teilen.

Nach § 181 des Berggesetzes vom 24. Juni

1865 lag dem Vorstand des Vereins die Auswahl

der Beamten ob. Durch Schaffung dieses Para¬

graphen ist der § 6 des Gesetzes vom 10. April
1854 fortgefallen, wonach die Wahl dieser Be¬

amten die Bestätigung der Aufsichtsbehörde

(Oberbergamt) erfahren mußte. Hierdurch ist

zum ersten Mal dem Knappschaftsbeamten der

Charakter als Privatbeamter beigelegt worden.

Her § 181 des genannten Gesetzes ist stets sinn-

*näü in den Satzungen des Knappschaftsvereins
hergegeben worden. Nach der abgeänderten
tssung des Gesetzes vom 19. Juni 1906 gehörte

es weiter zu den Obliegenheiten des Vorstande?,
e Auswahl der Beamten zu treffen. Trotzdem

Jrde im § 91 der Knappschaftssatzung vom

1. Januar 1908 (Zwangssatzung) die Bestimmung
geschaffen: Die laufenden Geschäfte einschließlich
der Einstellung und Entlassung von Beamten

biegen der Verwaltung ob, sofern nicht der Vor¬

stand etwas anderes bestimmt. Nach § 55 Abs. 3

£iff. 2 des Knappschaftsgesetzes, in der Fassung
der Bekanntmachung vom 17. Juni 1912 liegt
'henfalls die Auswahl der Beamten dem Vorstand

°b. Dennoch gilt bis auf den heutigen Tag die

obengenannte, gesetzlich unzulässige Satzungs-
^estimmung (vgl. § 118 Abs. 1 der jetzigen Satzung).

Diese Satzungsbestimmung aus § 56 des letzt¬

genannten Gesetzes herleiten zu wollen, nach

der die laufenden Geschäfte Beamten übertragen
werden können, würde doch die Bestimmungen
des § 55 Abs. 3 a. a. O. sofort wirkungslos machen.

Die Amtsdauer eines Mitgliedes des Vorstandes

ist gesetzlich bestimmt durch die jeweilige Wahl¬

periode; die Stellung der Beamten des Vereins

ist jedoch nicht an eine Periode gebunden, son¬

dern ihre Entlassung könnte nur in Frage kom¬

men, wenn sie im Interesse des Vereins liegt.
Hierüber zu entscheiden, dürfte aber niemals

Sache eines einzelnen Verwaltungsbeamten sein.

Daß ein einzelner Verwaltungsbeamter nicht

vollständig die Rechte, Wünsche und Beschwerden

der großen Zahl der anderen Beamten dem Vor¬

stande gegenüber vertreten kann, ergibt sich aus

der Natur des großen Verwaltungsorgans von

selbst. Der Vorstand muß daher unmittelbar

durch eine Arbeitsgemeinschaft mit der großen
Zahl der Beamten in Verbindung kommen.

Schon in einem an den Vorstand des All¬

gemeinen Knappschafts -Vereins gerichteten
Schreiben der dortigen Stelle vom 7. Mai 1913,
betreffs Befreiung der Knappschaftsangestellten
von der Angestelltenversicherungspflicht, ist

unter anderem gesagt worden, daß keine ge¬

nügende Sicherung der Knappschaftsangestellten
darin gefunden werden könne, daß sie gegen

eine vermeintliche ungerechtfertigte Entlassung
die Entscheidung des Knappschaftsvorstandes
anrufen können; auch die Art der Zusammen¬

setzung des Vorstandes verbürge keinen be¬

sonderen Schutz der Beamten, da diese in ihm

nicht vertreten sind. Viel größer ist aber die

Schutzlosigkeit der Beamten des Allgemeinen
Knappschafts-Vereins dadurch geworden, daß

sogar einem einzelnen Verwaltungsbeamten das

Entscheidungsrecht in Angestelitenangelegen-
heiten übertragen worden ist.

Wir halten es für unerläßlich, daß die An¬

gestellten des Knappschaftsvereins ihre Inter¬

essen durch den Angestelltenausschuß überall

und unmittelbar da zu vertreten in die Lage ver¬

setzt werden, wo über ihre Interessen ent¬

schieden werden muß, und das ist beim Knapp¬
schaftsvorstande.

Da die Regierungsverordnung vom 23. De¬

zember 1918 dieses fordert, muß der Vorstand

des Allgemeinen Knappschafts -Vereins in ein

unmittelbares Verhandeln mit dem Angestellten¬
ausschuß eintreten.

Das neue Arbeitsrecht mit seinen Arbeits¬

gemeinschaften dürfte auch für den Vorstand

des Allgemeinen Knappschafts-Vereins in Bochum

Geltung zu finden haben. Da aber bisher eine

landesgesetzlicheVerordnung, die den preußischen
Knappschaftsvereinen diesbezüglich besondere

Anweisung gibt, nicht besteht, bitten wir schon

jetzt dortseits auf den genannten Vorstand ein¬

zuwirken, daß er unmittelbar mit dem unter¬

zeichneten Ausschuß verhandelt, in Erkenntnis

dessen, daß ein solches Verhandeln dem sozialen

Frieden nur dienlich ist.

Durch die Regierungsverordnung vom 28. De¬

zember 1918 wird die Handhabung des un¬

gesetzlichen Satzteils des § 118 Absatz 1 der

Vereinssatzung bereits wesentlich abgeschwächt,
jedoch dürfte sich trotzdem die Außerkraft¬

setzung dieses Satzteiles des genannten Para¬

graphen empfehlen."

DDG
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Rechtsprechung.
Krankengeld für Sonntage. (Entscheidung

des Reichsversicherungsamts vom 16. Dezember

1918 — II a K. 156 18 —.)

Aas den Gründen: Das Oberversicherungsamt

hat einwandfrei festgestellt, daß die Klägerin zur

Zeit ihrer Erkrankung infolge freiwilliger Weiter¬

versicherung Mitglied bei der beklagten Kasse

gewesen, und daß sie früher deren Pflichtmitglied

auf Grund einer Beschäftigung geworden ist, für

die auch die Sonntage als Arbeitstage anzusehen

waren. Bei diesem Sachverhalt hat das Ober¬

versicherungsamt mit Recht der Klägerin Kranken¬

geld auch tür die in die Dauer ihrer Arbeits¬

unfähigkeit fallenden Sonntage zuerkannt. Das

Reichsversicherungsamt hat bereits in der Re¬

visionsentscheidung 2213 (Amtliche Nachrichten

des RVA. 1916 S. 553) den Grundsatz aus¬

gesprochen, daß die Versicherung bei freiwilliger

Weiterversicherung so bestehen bleibt, wie sie

vor dem Ausscheiden aus der Pflichtversicherung
bestand. In der Begründung ist der Sat^ ent¬

halten: Die Beitragspflicht sowohl . .
als die Lei¬

stungen . .
bemessen sich daher nach dem der

freiwilligen Weiterversicherung vorhergegangenen
versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis.
Demnach werden bei der Weiterversicherung die

Tage, für welche bei Arbeitsunfähigkeit Kranken¬

geld zu zahlen ist, nach den Tagen bestimmt, die

nach dem früheren Beschäftigungsverhältnis als

Arbeitstage anzusehen gewesen sind. Diese

Rechtsauffassung steht auch mit dem Schrifttum

in Einklang (vgl. Hahn, Handbuch der Kranken¬

versicherung, Anmerkung I zu § 313 RVO. und

in der „Arbeiterversorgung" XXV S. 364). Die

angeführte Revisionsentscheidung 2213 steht auch

nicht im Widerspruch mit dem Grundsatz der

Revisionsentscheidung 2042 (Amtliche Nachrichten

des RVA. 1915 S. 573). Die in der letzteren Ent¬

scheidung grundsätzlich ausgesprochene Rechts¬

ansicht paßt auf den hier vorliegenden Fall über¬

haupt nicht. Wenn in den Gründen der Ent¬

scheidung 2042 gesagt wird, unter Arbeitstag sei

mit Recht der Werktag (Wochentag) verstanden

worden, da es sich um freiwillige Weiterversiche¬

rung handele, bei der es auf etwaige besondere

Arbeitsgewohnheiten einzelner Gewerbe nicht an¬

komme, so handelt es sich dabei um keine grund¬
sätzliche Entscheidung der vorliegend in Betracht

zu ziehenden Rechtsfrage, sondern um eine mehr

gelegentliche, nebensächliche Bemerkung, der

keine entscheidende allgemeine Bedeutung bei¬

zulegen ist.

Weiterversicherung <§ 313 RVO.) nach Ober¬

schreiten der versicherungspflichtigen Ein¬

kommensgrenze. (Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 29. Januar 1919.)

Aus den Gründen: Gegen das vorbezeichnete

Urteil, auf dessen Inhalt Bezug genommen wird,
hat die Kasse rechtzeitig t e Revision eingelegt.

Der Kläger hat die Zurückweisung der Re¬

vision beantragt.
Auf den Inhalt der Schriftsätze der Parteien

wird Bezug genommen.
Nach dem Tode des Klägers ist das Verfahren

für seine Witwe aufgenommen.
Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Der Jahresarbeitsverdienst des Klägers be¬

trägt seit dem 1. Januar 1916 mehr als 2500 Mk.,
weil der Kläger seit diesem Tage eine monatliche

Teuerungszulage erhalten hat Wie das Reichs¬

versicherungsamt bereits in der Entscheidung 2385

(Amtl. Nachr. des RVA. 1917 S. 590) ausgesprochen
hat, stellen sich solche Zulagen, soweit sie nicht,
was vorliegend nicht in Frage kommt, auf Frei¬

gebigkeit beruhen, als Entgelt im Sinne des § 160

RVO. dar. Sie siad ferner dem regelmäßigen
Jahresarbeits verdienst im Sinne des § 165 Abs.2

a. a. O. zuzurechnen, falls auf ihren regelmäßigen
Bezug mit einer gewissen Sicherheit gerechnet
werden kann (vgl. Ziffer 22 der Anleitung des

Reichsversicherungsamts über den Kreis der nach

der Reichs Versicherungsordnung gegen Krankheit

und gegen Invalidität versicherten Personen

Amtl. Nachr. des RVA. 1912 S. 721). Das trifft

hier zu, weil es sich um eine monatliche Zulage
handelt. Der Kläger war demnach am 1. Januar

1916 aus der Krankenversicherungspflicht aus¬

geschieden. Gleichwohl ist sein Anspruch auf

Kassenleistungen für die Erkrankung im Oktober

1916 begründet. § 213 RVO. ist allerdings ent¬

gegen der Annahme der Vorinstanzen nicht an¬

zuwenden. Er setzt voraus, daß der Erkrankte

zwar vorschriftsmäßig, aber zu Unrecht bei de:

Kasse angemeldet worden ist. Diese Voraus¬

setzung liegt nicht vor, weil der Kläger zur Zeit

seiner Anmeldung versicherungspflichtig war und

die Anmeldung demnach zu Recht geschehen ist.

Durch Zahlung der Beiträge zum Zwecke der

Weiterversicherung wird das Erfordernis einer

unrichtigen Anmeldung im Sinne des § 213 RVO.

nicht ersetzt (vgl. Revisionsentscheidung 2411,

Amtl. Nachr. des RVA. 1918 S. 169). Auch die

Annahme des Klägers, daß eine wirksame frei¬

willige Weiterversicherung (§ 313 RVO.) erklärt

sei, trifft nicht zu. Denn die Weiterversicherung
ist erst im Februar 1917, also lange nach dem

Ablaufe der Frist des § 313 Abs.2 Satz 1 a. a. 0.

erklärt Der Anspruch des Klägers ist indessen

nach § 4 der am 2. Dezember 1918 in Kraft ge¬

tretenen Verordnung über Ausdehnung der Ver¬

sicherungspflicht und Versicherungsberechtigung
in der Krankenversicherung vom 22. Nevember

1918 (RGBl. S. 1321) begründet. Die Bestimmung
lautet in dem hier in Betracht kommenden Teile:

„Sind seit Beginn des Krieges Personen der im

§ 1 bezeichneten Art trotz Überschreitens der Ein

kornmensgrenze von 2500 Mk. von ihrer Kranken¬

kasse weiter wie versicherungspflichtige Mitglieder
behandelt worden, so kann diese Mitgliedschaft
nachträglich nicht mehr angefochten werden. Dies

gilt auch für Fälle, in denen beim Inkrafttreten

dieser Vorschriften ein Streitverfahren schwebt".

Die Voraussetzungen dieser Bestimmung sind

erfüllt. Insbesondere hat die Beklagte den Kläger
trotz des Ausscheidens aus der Krankenversiche¬

rung wie ein versicherungspflichtiges Mitglied
behandelt, weil sie die Beiträge für ihn weite:

als Pflichtbeiträge angenommen hat (vgl. Hahn

in „Arbeiterversorgung" 1918 S. 731 ff.). Die Be¬

klagte kann sich semit auf das Ausscheiden des

Klägers aus der Versicherungspflicht nicht mehr

berufen.

Daraus folgt die Zurückweisung der Revision

Keine Änderung der Satzung durch das Ober¬

versicherungsamts. (Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 12. Oktober 1918 — II K

55 18 B.)

Aus den Gründen: Der Senat hatte zunächst

zu prüfen, ob die Beschwerde überhaupt zulässig
ist. Aus dem Umstand, daß es sich um eine
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Satzungsbestimmung handelt, die nach § 1

Abs. 3 RVO.
in

Verbindung

mit

§1
der

Bekam

80

KVU. in /erDinaung mit ii aer Bekannt¬

machung, betreffend Krankenversicherung und

Wochenhilfe während des Krieges, vom 17. März

1918 (RGBl. S. 129, Amtl. Nachr. des RVA. 1918

S. 275) der Zustimmung des Oberversicherungs¬
amts bedarf, könnte man annehmen, daß die Sache

der Nachprüfung des Reichsversicherungsamts
entzogen ist, weil nach § 324 Abs. 3 RVO. in den

Fällen, wo das Gesetz für einzelne Bestimmungen
der Satzung die Zustimmung des Oberversiche-

amts fordert, die Versagung der Zustimmung
endgültig ist Im vorliegenden Falle bat aber

das Oberversicherungsamt sich nicht lediglich
darauf beschränkt, seine Zustimmung zu ver¬

sagen, sondern es hat der Satzungsbestimmung
eine bestimmte, ihm zweckmäßig erscheinende

und vom vorgelegten Entwürfe wesentlich ab¬

weichende Fassung gegeben. Grundsätzlich muß,
wie bei der Genehmigung von Satzungsbestim-
iT ungen (vgl. Entscheidung 2134 Ziffer 2, Amtl.

Nachr. des RVA. 1915 S. 814) daran festgehalten
werden, daß durch die Entscheidung des Ober-

versicherungsairts lediglich die Zustimmung er¬

teilt oder versagt werden darf. Es treffen auch

hier die Erwägungen der bezeichneten Entschei¬

dungen zu, daß ein anderes Verfahren im all¬

gemeinen nicht zu einer Vereinfachung beitragen,
sondern zu unnötigen Weiterungen führen würde.

Denn da die Grundlagen für solche Satzungs¬
bestimmungen im allgemeinen nur Beschlüsse des

zuständigen Kassenorgans (§ 345 Abs. 2 Nr. 6 RVO.

und § 1 der bezeichneten Bekanntmachung vom

17. März 1918) bilden können, so würde dieses

nunmehr noch nachträglich im Sinne der Ent¬

scheidung des Oberversicherungsamts beschließen

müssen. Sollte es hierzu nicht bereit sein, so

würde für diesen Fall die Entscheidung des Ober¬

versicherungsamts keine Bedeutung mehr haben.

Der Nachtrag würde vielmehr als abgelehnt gelten
und demgemäß die ursprüngliche Fassung in Kraft

bleiben. Hat hiernach das Oberversicherungsamt
eine Entscheidung getroffen, die nicht in den

Rahmen des § 324 Abs. 3 RVO. fällt, so kann auch

die dort angegebene Sonderbestimmung über die

Endgültigkeit derartiger Entscheidungen keine

Anwendung finden. Es verbleibt vielmehr bei

der im § 1793 RVO. aufgestellten Regel, daß

gegen die Entscheidungen des Oberversicherungs¬
aints in erster Instanz die Beschwerde an das

Reichsversicherurgsamt zulässig ist. Wie sich

aus dem Vorstehenden zugleich ergibt, ; t die

Beschwerde auch sachlich begründet. Will man

in der Entscheidung des Oberversicherungsamts
die Anordnung einer Satzungsänderung auf Grund
des § 326 Abs. 1, 3 RVO. erblicken, dann würde

die Beschwerde nach §1793 RVO. unbedenklich

zulässig sein. In diesem Falle würde die an¬

gefochtene Entscheidung, worauf die Beschwerde

zutreffend hinweist, schon deshalb aufgehoben
werden müssen, weil sie keine Begründung ent¬

hält (vgl. Entscheidung 2050, Amtl. Nachr. des

RVA. 1915 S.535).
Nach allem rechtfertigt sich die getroffene

Entscheidung.

GewShrung der Krankenhilfe bei Betriebs¬

unfall durch Krankenhasse oder Gemeinde.

(Entscheidung des Württembergiscben Ober¬

versicherungsamts vcm 16 Mai 1918. — Amtsblatt

Landesversicherungs-Anstalt Württemberg 1918
S. 4L -)

Die Bauernwitwe Maria M. in S., württ. Ober¬
sts O., ist am 22. August 1914 im Betrieb des

i

Bauern August H. in S. dadurch verunglückt, daß

sie beim Korndreschen in der Scheuer durch das

nicht verwahrte Garbenloch abstürzte und beide

Vorderarme brach. Aus Anlaß dieses Unfalls be¬

willigte die Landwirtschaftliche Berufsgenossen¬
schalt für den Württ. Schwarzwaldkreis der 1VL

vom 22. November 1914 ab eine 40 prozentige
Teilrente. Durch Beschluß vom 22. Mai 1916

lehnte der Vorstand der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse in Seh. die von der M. zunächst

bei ihm geltend gemachten Ansprüche auf

Krankenhilfe ab, davon ausgehend, daß nach den

angestellten Ermittlungen ein versicherungs¬
pflichtiges Arbeitsverhältnis nicht vorgelegem
habe. Daraufhin wurde unter dem 8. Juni 1916

beim Schultheißenamt S. der Antrag gestellt, die

Gemeinde S. möge der M. gemäß § 249 RVO. für

die ersten 13 Wochen nach dem Unfall Kranken,

hilfe nach § 182 RVO. gewahren. Am 18. Juni

1917 hat jedoch der Gemeinderat S. jede Kosten¬

übernahme abgelehnt, da die M. nicht in einem,

versicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis ge¬
standen sei, vielmehr es sich nur um eine gegen¬

seitige Aushilfe gehandelt habe. Am 20. Juni

1916 hat sodann namens der M. das katholische

Arbeitersekretariat und Volksbureau in St. be;
dem K. Versicherungsamt O. eine Entscheidung
in Gemäßheit des § 1636 in Verbindung mit

§ 1551 Abs. 2 RVO. beantragt. Der Gemeinderat

S. machte noch gegenüber dem Klageanspruch
geltend, daß der M. Selbstverschulden zur Last

gelegt werden müsse. Der Vorsitzende des K

Versicherungsamts 0. traf, nachdem weitere Er¬

hebungen vorausgegangen waren, am 12. April
1917 die Vorentscheidung, daß die Gemeinde S

verurteilt werde, der Witwe M. in S. gemäß § 942

RVO. die aus dem Unfall vom 22. August 1914

für die ersten 13 Wochen erwachsenen Kosten

der Krankenpflege in Höhe von 186 Mk. 15 Pf.

und Krankengeld für die Dauer der Arbeits¬

unfähigkeit in der Zeit vom 25. August bis 21. No¬

vember 1914 im Gesamtbetrag von 87 Mk. 40 Pf

zu bezahlen. Gegenüber dieser Vorentscheidung
stellte Rechtsanwalt Seh. in R. namens der Ge¬

meinde S. fristzeitig Antrag auf mündliche Ver¬

handlung, indem er vor allem bestritt, daß der

§ 942 RVO. Anwendung finde, da die Witwe M.

nicht als „Arbeiterin" im Sinne des Gesetzes an¬

zusehen sei. Am 12. September 1917 hat der

Spruchausschuß des K. Versicherungsamts O.

dahin erkannt, daß die Vorentscheidung des Vor¬

sitzenden des Versicherungsamts vom 12. April
1917 aufrechterhalten werde. Gegen das Urteil

des Spruchausschusses hat der Vertreter der

Gemeinde S. rechtzeitig Berufung eingelegt. Da

in Krankenversicherungssachen die Berufung
keine aufschiebende Wirkung hat, bezw. ihr auch

keine beigelegt werden kann, mußte das Ver¬

sicherungsamt auf wiederholtes Drängen des

katholischen Arbeitersekretariats in St. sein Urteil

mit der Vollstreckungsklausel versehen. Der

Merkwürdigkeit halber sei hier beiläufig angefügt,
daß, da die Gemeinde S. Bezahlung verweigerte,
vam Gerichtsvollzieher ein Gemeindefarren ge¬

pfändet wurde. Im Berufungsverfahren machte

der Spruchkammervorritzende am 2. Mai 1918 an

Ort und Stelle über die Beschäftigung der Witwe

M. bei dem Bauern H. bezw. dessen Ehefrau, über

die dabei getroffenen Verabredungen und die Art

der Entlohnung, sowie über die persönlichen und

die Vermögensverhältnisse der M. näheren Grund.

Mit Entscheidung vom 16. Mai 1918 hat das K.

Württ. Oberversicherungsamt, Spruchkammer R.

unter Aufhebung des Urteils des Spruch-
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ausschusses des K. Versicherungsamts O. vom

12. September 1917 die Witwe M. mit ihrem An¬

spruch auf Krankenhilfe gegen die Gemeinde S.

in den ersten 13 Wochen nach ihrem Unfall vom

22. August 1914 abgewiesen. Zu dem Verfahren

war die Allgemeine Ortskrankenkasse Seh. als

am Ausgang der Streitsache beteiligt zugezogen

worden. Die Entscheidungsgründe lauten: Nach

§ 942 RVO. hat einem verletzten Arbeiter während

der ersten 13 Wochen nach dem Unfall die Ge¬

meinde des Beschäftigungsortes Krankenhilfe

nach § 182 aaO. zu gewähren. Die im 3. Buch,
2. Teil (Landwirtschaftliche Unfallversicherung)
enthaltene Bestimmung findet nur bei land¬

wirtschaftlichen Unfällen Anwendung. Die Vor¬

instanz hat zweifellos der Klägerin, Berufungs¬
beklagten, mit Bezug auf ihre unfallbringende
Tätigkeit bei der Landwirtsehefrau Rosa H., die

seitens des Vertreters der Beklagten, Berufungs¬
klägerin, bestrittene Eigenschaft einer „Arbeiterin"
zuerkennen wollen, wenn es auch in der Ent¬

scheidung keinen deutlichen und näher be¬

gründeten Ausdruck gefunden hat. Das Ober¬

versicherungsamt ist bei der Prüfung dieser

grundlegenden Frage zu dem nämlichen Ergebnis
gelangt Aus der Tatsache freilich, daß die Land¬

wirtschaftliche Berufsgenossenschaft für den

Württ. Schwarzwaldkreis den Unfall der M. vom

22. August 1914 als landwirtschaftlichen Betriebs¬

unfall anerkannt und von der 14. Woche ab ent¬

schädigt hat, kann nicht, wie der Vertreter der

Klägerin, Berufungsbeklagter, meint, ohne weiteres

der Schluß gezogen werden, daß die M. Arbeiterin

bei der EL gewesen sei. Aus den Akten der

Berufsgenossenschaft geht die Auffassung, die

diese in der Sache gehabt hat, überhaupt nicht

hervor. Sie kann ebensogut der Ansicht gewesen
sein, daß es sich bei der unfalibringenden Tätig¬
keit der M. um eine auf dem Lande übliche nach¬

barliche Gefälligkeitsleistung gehandelt habe, und

aus diesem Grunde ihre Entschädigungspfl cht

bejaht haben. Aber abgesehen hiervon wäre

auch die Beurteilung der Sachlage durch die

Berufsgenossenschaft für die vorliegende Kranken¬
versicherungsstreitsache in keiner Weise bindend.

Das Oberversicherungsamt ist vielmehr aus fol¬

genden Erwägungen zu seiner Anschauung ge¬
kommen. Wenn auch § 942 RVO. auf Unter¬

nehmer, d. h. auf solche Personen, die im eigenen
Betriebe die Stellung eines Unternehmers haben,
nicht anzuwenden ist, so gilt er andererseits doch,
wenn ein Unternehmer in einem fremden Betrieb
als Arbeiter eintritt. Für die Würdigung der

Frage, ob im einzelnen Falle ein solcher Über¬
tritt angenommen werden kann, sind die all¬

gemeinen sozialen und wirtschaftlichen Verhält¬
nisse des Betreffenden maßgebend. In der Regel
wird es nur bei kleinen Unternehmern als zu¬

treffend erachtet werden können (vgl. Dütt¬

mann usw., Komm, zum 3. Buch der RVO. S. Z^jff.

vgl. mit S. 376). Die Lohnfrage bildet kein ent¬

scheidendes Kriterium. Etwaige Verwandtschaft

spielt, vom Ehegatten abgesehen, keine Rolle.

Übrigens besteht, wie bei der örtlichen Beweis¬
aufnahme vom J. Mai 1912 festgestellt wurde,
zwischen den Frauen M. und H. kein eigentliches
V.erwar.dtschaftsverhältnis. Die Witwe M. ge¬
hörte, als sie von dem Unfall betroffen wurde,
zu den kleinsten Unternehmern. Zur Zeit des
Unfalls bewirtschaftete sie nur noch einen Pacht¬
acker und hielt bloß ein Kalb, zwei Schweine und

einige Hühner. Im übrigen hatte sie ein schulden¬
freies Wohn- und Ökonomiegebäude im Meßgehalt
von 1 ar und 78 qm mit einem zugehörigen Ge¬

müsegarten von 2 ar 47 qm im Wertsanschlag von

insgesamt 3000 Mk. Ihre Kapitalien mögen sich
nach den Ermittlungen bei der örtlichen Beweis¬
aufnahme zusammen auf etwa 6000 Mk. belaufen.
Im Jahre 1916 war sie mit 436 Mk., 1917 mit

399 Mk. zur Einkommensteuer veranlagt. Wäh¬

rend die M. früher viel im Tagelohn arbeitete,
hat sie es nach ihrer zweiten Verheiratung im

Jahre 1904 nur noch ausnahmsweise getan, laut

ihrer eigenen Angabe auf Wunsch ihres Mannes,
der es für unnötig hielt, da keine Kinder vor¬

handen waren. Der letztere Umstand allein er¬

möglicht der M., ohne daß sie auf den Verdienst

durch ihrer Hände Arbeit angewiesen ist, ein

auskömmliches, wenn auch sehr bescheidenes

Dasein. Nach ihren sozialen und wirtschaftlich an

Verhältnissen stand und steht die M. der arbei¬

tenden Bevölkerungsklasse näher als den selb¬

ständigen Unternehmern. Wenn sie also Anfang
August 1914, nachdem der Landwirt August H.

am fünften Mobilmachungstage ins Feld abgerückt
war, seiner Ehefrau vom Beginn der zeitlich zu¬

sammenfallenden Öhmd- und Fruchternte an in

deren landwirtschaftlichen Betrieb geholfen hat,
so muß nach dem Dafürhalten des Oberversiche¬

rungsamts diese Hilfeleistung als Taglohnarbeit
angesehen werden und stellt sie sich nicht etwa

bloß als eine Gefälligkeitsleistung dar. Auf dem

Lande selbst spricht man in solchen Fällen un¬

bedenklich von „Taglöhnern". Frau H. brauchte

nach dem Weggang ihres Mannes bei den bevor

stehenden Hauptfeldgeschäftcn notwendig eine

Beihilfe, und wenn ihr die M. nicht ihren Bei¬

stand zugesichert hätte, wäre sie genötigt ge¬

wesen, sich nach einer anderen gelohnten Hilfs¬

kraft umzusehen. Auch die M. ist für ihre Hilfe¬

leistung von der H. entlohnt worden, und wenn

die Entlohnung zum größeren Teil nicht in Bar¬

geld, sondern in anderweitigen Gegenleistungen
(Fuhren mit dem Spannvieh des H., Milchlieferung
auf einige Wochen nach dem Unfall) bestand, so

ändert dies am Wesen der Sache nichts. Auf

dem Lande sind solche Gegenseitigkeitsleistungen
gang und gäbe, und die Abrechnung zwischen

den Beteiligten pflegt häufig eine sehr einfache

und formlose zu sein. War hiernach davon aus¬

zugehen, daß die M. „verletzte Arbeiterin" im

Sinne des § 942 RVO. war, so fragt es sich weiter,
ob nicht die Gemeinde von ihrer subsidiären Für¬

sorgepflicht nach Maßgabe des § 943 a. a. O. be¬

freit ist. Dieser Paragraph bestimmt u. a, daß

die Gemeinde nicht nach § 942 zur Gewährung
von Krankenhilfe verpflichtet ist, soweit der Ver¬

letzte auf Grund der Krankenversicherung odei

nach anderen gesetzlichen Vorschriften Anspruch
auf eine gleiche Fürsorge hat. Die Vorinstanz

hat im vorliegenden Falle die Voraussetzungen
des § 943 RVO. nicht als erfüllt betrachtet, indem

sie vor allem für erwiesen hielt, aaß die M. hin¬

sichtlich ihrer unfallbringenden Tätigkeit bei

Frau H. nach § 168 RVO. und der zugehörigen
Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend

die Befreiung vorübergehender Dienstleistungen
von der Krankenversicberungspflicht, vom 17. No-

vnmber 1913 (RGBl. S. 766) versicherungsfrei war.

So ist dann die Vorinstanz folgerichtig zur Ver¬

urteilung der Gemeinde S zur Gewährung von

Krankenhilfe gelangt. Das Oberversicherungsamt
war hierin anderer Meinung. Nach Ziffer 1 der

angeführten Bekanntmachung bleiben vorüber¬

gehende Dienstleistungen versicherungsfrei, wenn
sie von Personen, die überhaupt keine berufs¬

mäßige Lohnarbeit verrichten, nur gelegentlich,
insbesondere zur gelegentlichen Aushilfe aus-
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geführt werden und auf weniger als eine Woche

entweder nach der Natur der Sache beschränkt

zu sein pflegen oder im voraus durch den Ar¬

beitsvertrag beschränkt sind. Im vorliegenden
Falle kann nur diese Ziffer 1 in Betracht kommen.

Die Vorinstanz hat zwar in ihrer Vorentscheidung,
auf die dann in der Enscheidung des Spruch¬
ausschusses Bezug genommen ist, mit der Ziffer 1

auch die Ziffer 3 verquickt, insofern sie der vor¬

übergehenden Dienstleistungen, die nur nebenher

oder gegen einen geringfügigen Entgelt aus¬

geführt werden, ebenfalls Erwähnung tat. Vor¬

aussetz jng wäre aber hier die regelmäßige Wieder¬

kehr solcher Dienstleistungen, und diese Voraus¬

setzung ist eben im Falle M. nicht erfüllt. Das

Versicherungsamt hat nun auf Grund der von der

Allgemeinen Ortskrankenkasse Seh. angestellten
Ermittlungen und seiner eigenen Erhebungen an¬

genommen, die Witwe M. habe im Jahre 1914 im

landwirtschaftlichen Betrieb des August H. ge¬

legentlich mitgearbeitet und, nachdem H. im

August 1914 zum Heeresdienst einberufen worden

sei, der Ehefrau desselben mehrfach geholfen.
Die geleistete Hilfe sei stets eine gelegentliche
gewesen und habe zusammenhängend nie eine

ganze Woche oder länger gedauert. Als fest¬

stehend kann gelten und ist auch bereits oben

hervorgehoben worden, daß die Witwe M. zu den

Personen gehört und ebenso zur Unfallzeit ge¬

hörte, die keine berufsmäßige Lohnarbeit ver¬

richten. Das Oberversicherungsamt ging ferner

mit der Vorinstanz darin einig, daß es sich bei

den Dienstleistungen der M. im August 1914, in

deren Verlauf sich der Unfall ereignete, um solche

zu gelegentlicher Aushilfe handelte. Dagegen
vermochte das Oberversicherungsamt zuzugeben,
daß diese Dienstleistungen auf weniger als eine

Woche nach der Natur der Sache beschränkt zu

sein pflegen oder im voraus durch den Arbeits¬

vertrag beschränkt waren. Ein förmlicher Ar¬

beitsvertrag ist zwischen der Frau H. und der

Witwe M. nicht abgeschlossen worden, der über¬

einstimmende Wille der beiden ging aber, wie

die örtliche Beweisaufnahme vom 2. Mai 1918 un¬

zweifelhaft ergeben hat, dahin, daß die M. der H.

von der öhmd- und Fruchternte an bis zum

Schluß der Feldgeschäfte Beihilfe leisten sollte.

Dies wäre auch, wie die H. einräumen mußte,
geschehen, wenn die M. nicht den Unfall erlitten

hätte. Der Natur der Sache nach waren also

mehrwöchige Arbeitsleistungen der M. bei der H.

in Aussicht genommen. Die Dienstleistungen
iren an sich als zusammenhängende, fort¬

laufende gedacht, wie es bei den in Rede stehenden

Erntegeschäften stets der Fall zu sein pflegt. Eine

Unterbrechung konnte nurausgesprochenes Regen¬
wetter bringen, eine solche Unterbrechung ist aber

nach dem Dafürhalten des Oberversicherungsamts
für die rechtliche Beurteilung so wenig von Be¬

deutung wie die Unterbrechung der Arbeitstage
durch Sonn- und Festtage. Darauf, ob jeweils
volle Tage gearbeitet wird, kommt es nicht an.

tat also im vorliegenden Falle nichts zur Sache,
*enn die M., wie sie sich von vornherein vor¬

halten hatte, morgens später zur Arbeit kam

und abends früher heimging. Der Umstand, daß
der Arbeiter täglich nachfragen muß, ob Arbeit

vorhanden ist, ist gleichfalls ohne Belang; als

ebenso unwesentlich ist anzusehen, ob die H.

jeweils die M. zur Arbeit gerufen hat (vgl. Ziff. 58
der Anleitung des RVA. über den Kreis der nach
der RVO. gegen Invalidität und gegen Krankheit

versicherten Personen vom 26. April 1912 und ins¬

besondere den Aufsatz von Seelmann im „Zentral¬

blatt der Reichsversicherung" 1914 S.53ff.). Da

nach dem Ausgeführten auch bei der von der

Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 17. No¬

vember 1914 hier allein in Betracht kommenden

Ziffer 1 eine gewichtige Voraussetzung nicht er¬

füllt ist, so kann nicht anerkannt werden, daß die

Witwe M. bei ihrer unfallbringenden Tätigkeit im

August 1914 von der Krankenversicherungspflicht
befreit war, vielmehr ist davon auszugehen, daß

die Rosa H. damals verpflichtet gewesen wäre,
die M. bei der zuständigen Allgemeinen Orts¬

krankenkasse Seh. zur Krankenversicherung an¬

zumelden. Das Oberversicherungsamt hat nicht

verkannt, daß auf dem Lande unter gleichen Ver¬

hältnissen die Anmeldung zur Krankenversiche¬

rung häufig unterbleibt, da sich eben diese Ver¬

hältnisse in der Regel der Kontrolle entziehen,
aber an der maßgebenden Rechtslage wird da¬

durch lediglich nichts geändert. Die Unterlassung
der Anmeldung der M. entbindet die Allgemeine
Ortskrankenkasse Seh. nicht von der ihr ob¬

liegenden Pflicht, der Witwe M. in den ersten

13 Wochen nach dem Unfall die gesetz- und

satzungsmäßige Krankenhilfe zu leisten. Die Ge¬

meinde S. aber ist im Hinblick hierauf gemäß
§ 943 Ziffer 1 RVO. von der subsidiären Fürsorge¬
pflicht nach § 942 a. a. 0. befreit. Die Entschei¬

dung der Vorinstanz unterlag daher der Auf¬

hebung. Die gleichzeitige Verurteilung der All¬

gemeinen Ortskrankenkasse Seh. war im gegen¬

wärtigen Verfahren nicht möglich, da eine analoge
Bestimmung, wie sie der § 1687 RVO. für den

Bereich der Unfallversicherung getroffen hat, auf

dem Gebiet der Krankenversicherung nicht be¬

steht. Es muß deshalb der Witwe M. überlassen

bleiben, nunmehr ihre Ansprüche wiederholt bei

der genannten Krankenkasse geltend zu machen

und im Falle der Ablehnung nach Maßgabe der

§§ 1636 ff. RVO. zu betreiben. Die Klägerin, Be¬

rufungsbeklagte, M. hat, da in der Berufungs¬
instanz die Beklagte, Berufungsklägerin, obgesiegt
hat, die ihr durch Inanspruchnahme des katho¬

lischen Arbeitersekretariats und Volksbureaus in

St. erwachsenen Partiikosten selbst zu tragen.
Zur Zuscheidung der der Gemeinde S. im Be¬

rufungsverfahren erwachsenen Parteikosten an die

Witwe M. hat das Oberversicherungsamt keinen

genügenden Grund gefunden, da die Rechts¬

ausführungen des Vertreters der Beklagten, Be¬

rufungsklägerin, in der Hauptsache fehlgingen
und von keinerlei Einfluß auf das Berufungsurteil
waren." Die Entscheidung des Oberversiche¬

rungsamts hat Rechtskraft erlangt.

1. Das Oberversicherungsamt muß auch dann,

wenn beteiligte Verbände einen Besoldungsplan
aufgestellt haben, die Angemessenheit der ein¬

zuführenden Besoldung prüfen. Die durch den

Krieg geschaffene Teuerung wird im allgemeinen
nicht durch eine Erhöhung der Gehälter, sondern

durch besondere Zulagen ausgewichen werden

müssen. Wenn eine neueKlasseder Angestellten
in die Dienstordnung eingeführt wird, muß auch

das entsprechende Gehalt aufgenommen werden.

2. In den Angelegenheiten, in denen das

Landesversicherungsami gemäß § 110 RVO. zu

entscheiden hat, ist die Vorentscheidung nicht

auf den Antrag der Partei beschränkt. (Ent¬
scheidungen des Beschlußsenats des Bayr. Landes¬

versicherungsamts vom 30. September 1918. Mit¬

teilungen 1918 S. 102.)

Die Allgemeine Ortskrankenkasse X. hat im

§ 2 ihrer Dienstordnung eine neue Klasse III a

(Assistentin) geschaffen und im § 4 sämtliche
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Gehälter neu geregelt. Das Ober versicherungs¬

amt hat mit Beschluß vom 27. Dezember 1917 die

Schaffung einer neuen Klasse genehmigt, dagegen
der Neuregelung der Gehälter die Genehmigung

versagt. Gegen den Beschluß hat der Kassen¬

vorstand rechtzeitig Beschwerde eingelegt.
Das Landesversicherungsamt ist zur Ent¬

scheidung über die Beschwerde zuständig (§ 8

Ziff. 2 Min.-Bek. vom 29. Dezember 1911 über den

Vollzug der Reichsversicherungsordnung GVBl.

1911 S. 1368).
Die Beschwerde ist unbegründet
Es kann unerörtert bleiben, ob die vorgesehene

Besoldung der Angestellten im auffälligen Miß¬

verhältnis zu ihren Aufgaben steht. Das Ober¬

versicherungsamt hat es unterlassen, seine Auf¬

fassung, die sich offenbar auf den Schluß des

§ 355 Abs. 3 RVO. gründet, in dieser Beziehung
näher darzulegen. Aber auch die Kasse hat keine

Tatsachen geltend gemacht, die beweisen könnten,

daß die Neuregelung notwendig sei, um ein be¬

stehendes Mißverhältnis zwischen der Besoldung
der Angestellten und ihrer Aufgaben zu beseitigen.
Dieser Nachweis kann nicht dadurch ersetzt

werden, daß sich die Kasse auf einen Besoldungs¬

plan stützt, der von beteiligten Verbänden auf¬

gestellt ist. Dem Landesversicherungsamt sind

ja die Vorgänge unbekannt, welche zu dieser

Aufstellung geführt haben; aber es geht jedenfalls
nicht an, sofort dann, wenn sich die Mitgliederzahl
einmal über eine gewisse Größe erhebt, ohne

weiteres anzunehmen, daß nunmehr die bisherige
Besoldung der Kassenangestellten ungenügend
sei. Sogar bei einer dauernden und erheblichen

Steigerung der Mitgliederzahl trifft eine solche

Annahme nicht immer zu. Die Leitung einer

Kasse mag ja schwieriger werden, wenn sich die

Mitgliederzahl beträchtlich vergrößert; aber die

Beschäftigung der Hilfsarbeiter ist wegen der

Arbeitsteilung, wie sie in großen Kassen durch¬

geführt werden kann, dort oft sogar einfacher

als in kleinen Kassen. Das Oberversicherungs¬
amt ist deshalb mit Recht davon ausgegangen,

daß es durch die Aufstellung eines allgemeinen
Besoldungsplanes nicht der Pflicht enthooen wird,
im Einzelfalle die Angemessenheit der einzu¬

führenden Besoldung genau zu prüfen.
Dem Ergebnis dieser Prüfung kann das

Landesversicherungamt umsoweniger entgegen¬
treten als es schon vor dem Krieg von dem

Gesichtspunkt aus, daß die Krankenkassen nach

ihrem Zweck eine Wohlfahrtseinrichtung für die

Versicherten darstellen, immer eine vorsichtige
Finanzgebahrung empfohlen hat (vgl. Mitt. 1916

3. 65 Ziff. 2). Won allen Seiten wird darauf hin¬

gewiesen, welch schwere finanzielle Belastung
auch den Krankenkassen nach dem Kriege droht

Umsomehr ist es deshalb schon jetzt am Platze,
die größte Sparsamkeit zu üben.

Zuzugeben ist, daß die früher festgesetzten
Gehälter der Festbesoldeten durch die Verhält¬

nisse, wie sie sich während des Krieges ent¬

wickelt haben, unzulänglich geworden sind. Aber

auf dem schwankenden Boden der jetzigen Ver¬

hältnisse darf die auf die Dauer berechnete

Gehaltsordnung nicht neu gestaltet werden. Was

der Staatsminister der Finanzen hierüber in der

Sitzung des Finanzausschusses der blyrischen
Abgeordnetenkammer vom 26. Februar 1918 für

die Staatsbeamten ausgesprochen hat (vgl. Bauer,
Staatszeitung Nr. 50 vom 28. Februar 1918 S. 6),
gilt auch für die Kassenangestellten. Bei der

in Aussicht genommenen Neugestaltung der Ge¬

haltsordnung wird es sich voraussichtlich nicht

bloß um eine Erhöhung der Bezüge handeln.

Wenn die Staatsregierung neue Grundsätze für

die Einreihung der Beamten in die einzelnen

Klassen der Gehaltsordnung durchführt und neue

soziale Gesichtspunkte usw. berücksichtigt, so

werden auch die Krankenkassen darüber nicht

hinwegkommen. Alle diese schwierigen Fragen
lassen sich aber jetzt nicht befriedigend lösen.

Deshalb wird auch dieKrankenkasse die schwierige

Lage ihrer Angestellten nicht schon jetzt durch

Änderung der ordentlichen Gehälter beheben

können; es wird vielmehr zunächst einer Ver¬

besserung der von der Kasse beschlossenen

Teuerungszulagen näher zu treten sein.

Diese Erwägungen stellen einen wichtigen
Grund im Sinne des § 355 Abs. 3 RVO. dar. Das

Oberversicherungsamt war deshalb berechtigt,
die Ka3se auf einen vorläufigen Ausgleich durch

die Gewährung von Teurungszulagen zu verweisen.
Die Beschwerde ist demnach zurückzuweisen«

Dagegen gibt der Abs. 1 des Beschlusses vorn

27. Dezember 1917 zu einem Bedenken Anlaß.

Dieses ist vom Landesversicherungsamt gleichfalls
zu würdigen, nachdem die ganze Angelegenheit
im Beschwerdewege an dasselbe gelangt ist; die

Pflicht hierzu gründet sich auf die dem Landes-

versicherunjsamt obliegende Fürsorge für das

öffentliche Interesse. Deshalb ist die Entscheidung
über die Beschwerde nicht auf die Anträge der

Beschwerdeschrift beschränkt (vgl. auch Samml.

von Entsch. des Verwaltungsgerichtshofs Bd. 11

S. 317, 13 S. 508, 14 S. 217, 16 S. 202; Dyroff,
Verwaltungsgerichtsgesetz S.685). Die Bestimmung
des 34 Abs. 3 und 24 der Min.-Bek. über Ge¬

schäftsgang und Verfahren des Landesver¬

sicherungsamts bezieht sich nicht auf die An¬

gelegenheiten, in denen das Landesversicherungs-
amt gemäß § 110 RVO. zu entscheiden hat

Es geht nicht an, eine neue Klasse der An¬

gestellten in die Dienstordnung einzuführen, ohne

daß hierfür das entsprechende Gehalt in die

Dienstordnung aufgenommen wird. Diesen Grund¬

satz hat der Beschluß vom 27. Dezember nicht

beachtet. Es war deshalb der Abs. 1 des Be¬

schlusses aufzuheben und in dieser Beziehung
die Sache zur neuerlichen Beschlußfassung an

das Oberversicherungsamt zurückzuweisen.

Soziale Chronik.

Ober Maßnahmen auf dem Gebiete der

Wohnungsfürsorge für kinderreiche Familien

enthält das Reichs-Arbeitsblatt Nr. 2 beachtens¬

werte Ausführungen. U. a. wird darin auf den

in den Leitsätzen des „Deutschen Vereins für

Wohnungsreform" über die künftige Wohnungs¬
und Siedlungspolitik enthaltenen Plan der Errich¬

tung eines Reichswohnungsamts und von Landes¬

wohnungsämtern Bezug genommen.
Prof. Schmittmann schreibt zu diesem Plan:

„Die Wohnungsbeschaffung für kinderreiche

Familien ist die wichtigste aller Staatsmaßnahmen;

sie ist aber auch die rentabelste: Hebung der

Geburtenzahl, Minderung derArmen- undKranken-

pflegekosten, der Kosten der Fürsorgeerziehung
werden die unmittelbare Folge sein; der Weg
dazu: durch die unter staatlicher Mitwirkung

organisierte Selbsthilfe der Beteiligten in ledigen
Jahren und in Jahren der geringen Familien¬

pflichtigen Vorsorge zu treffen für die Zeiten der

drückenden Familienpflichten erscheint gangbar
und erzieherisch wertvoll."
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Invalidenfürsorge, Witwen- und WaisenunterstUtzung

gewährt werden. Altersunterstützung wira eventuell nach voll¬

endetem 65. Lebensjahre gezahlt. Die Unterstützungssätze steigen

mit den Jahren der zurückgelegten Wartezeit. Audi der jüngste

Berufsängehörige hat deshalb das gleiche Interesse an einer früh¬

zeitigen Versicherung.

Es wäre falsch, den Eintritt hinauszuschieben.

Jeder sorge rechtzeitigfür seine Angehörigen!

1554?54486



Der 6tcüenna<f)tt>ris
if) ictjt Pen der größten U>id>ti0feit. 6ti der großen

eteüeniofigrcit befonderß unter unferen beim*

gefehrten ßrkaotciCncrjrncrn und unferen n>eibHd>en

^erufeangefeörigen

muß
für befcr)leunigte Unterbringung geforgt werden.

Jttt offene 6tcüung bei 6cr)öcden, ßconfcnrajTen,

6eruf00enoffenf<a)often, Rtd)t8anu>älten, Potent

anroälten, Oerfi^erungogefetlf^often und Jnduftrie*

betrieben if. fofort unferem auflandigen Ü>rr0* oder

unferem 3cncTa('6f*Uenna<i)n?de au melden.

tllit otten ttlittcln muß die 6teUem>ermittelung

gefordert werden.

Vertragsformulare
zur Anstellung auf Grund der Dienstordnung

Preis:

bis 25 Stück pro Stück 29 Pf.

darüber
m „

1$
„

hält vorrätig

Verlagsbuchhandlung Carl Giebel
Berlin O 27. Dircksenstraße 4.

Von der

Pensions- und Hinterbliebenenfürsorge
des Verbandes der Bureauangesteilten

können im Einzelfall bereits nach 6 Jahren gewahrt werden:

InwaiidenunterstUtzung: 150 Mk. jährlich pro Anteil (tot Satz

steigt mit der Dauer der zurückgelegten Wartezeit);
AltersunterstQtzung: nadi vollendetem 65. Lebensjahre in Höhe

der InvalidenunterstQtzung;
WltwenunterstQtzung: 50 v. H. der Invaliden Unterstützung;
Walsenunterstötiuni an Waisen im After bis zu 16 Jahren.

An Bertragen ist pro Unterstützungsanteil und Monat zu zahlen.

1.10 Mk. von Mitgiiedern, die Im Aiter bis zu 40 Jahren

»>OU •» * m n » m m
50

„

2,—
. „ „ m m

höheren Aiter Anteile erwerben.

Es können bis zu fünf Anteilen übernommen werden.

Bertrttzsformuiare und nähere Auskünfte übermittelt auf Wunsch die

Hauptgeschäftsstelle des Verbandes
Verbandsvorsitzender Carl Oiebel. Bertin 0 27. Oircksenstrafte 4.

Dr. F. E. Peiri
in der deutschen Schrift-

und Umgangssprache.

Große Ausgabe
30. Auflage, vollständig neu bearbeite
von Oberlehrer Lie. Or. Wilhelm Erbt

75 Druckbogen • 1200 Selten mit übe
100000 Worterklarungen
Gebunden 10 Mark

Volks - Ausgabe
30. Auflage, neu bearbeitet von Prot

Dr. Rudolf Krause

55 Druckbogen • 862 Seiten mit etwa

70000 Worterklarungen
Gebunden 7,80 Mark

Zu beziehen durch die

fertiuds • BnchhandluB« Carl

lertiii 0 27, Knks^astriue 4.

Zeugnisabschriften ;
fertigt schnellstens, tauber und

preiswert an

QmAimm Vertrieb von Maschinen

rUjlIlUt und Bureaubedarf.
Berlin W 35, Potsdamer Strafte 113.

Fernruf: Kurfürst 9497, LflUow 7059

urlstische Werke oller

Art, Klassiker-Ausgaben

and sonstige literarische

Erscheinungen
können bezogen werden durch die

hMMMii Carl fifeM
Berlin 0 27. Dircksenstrafie 4.

Uel6eBrlefonucl)lflge,i5x"'»
Hellroter Siegellock, -ar"
hellflfisslger Bureaulelm

ia Dosen (250 g) mit Pinsei,

liefert preiswert

f|MAfmm Vertrieb von Masdiinen

rUsiIlUt und Bureaubedaii

Beriin W 35, Potsdamer Straße 111
Ferartif: Kurfürst 9497. Ultxow 7059.

V*ri*e: P. Meltfl, aWaÜi O 17, Dircfcaeiutrift« 4. — Verantwortlich Wr daa Aa**t*ei>t*il: F. Äaddicm, Beiita.
,l>ruok *<.fi AUt^cUr 8chilcke & CA*.. B*rt.£ N 34, KtBaaaev &tr%6~ Wi-w


